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Die Erstellung, Verarbeitung und Vermarktung von Informationen umfasst im 
Vergleich zu Leitungs- und Produktionstätigkeiten immer größere Bereiche moderner 
Volkswirtschaften. So sollen in der amerikanischen Industrie bereits über 50 Prozent der 
Beschäftigten mit der Erstellung von Informationen befasst sein
2. Für viele Berufe, wie 
die des Vermögensberaters, des Wirtschaftsprüfers oder des Anwalts gilt dies sogar 
ausschließlich oder ganz überwiegend. Ein großer Anteil dieser Informationsproduktion 
wird über Märkte gehandelt. Dies impliziert, dass Fehlinformationen haftungsrechtlich 
erfasst werden können. Der vorliegende Aufsatz befasst sich aus ökonomischer Sicht 
mit einem Ausschnitt dieser Problematik, nämlich der Haftung für fehlerhafte 
Wertgutachten, wobei Fragen der Dritthaftung besonders hervorgehoben werden. 
Obwohl dazu eine umfangreiche und hervorragende Literatur existiert, erscheint es doch 
lohnend, diesen Fragen aus einer wirtschaftspolitischen Perspektive nachzugehen. 
Welche Haftungsregeln führen zur effizienten Regulierung von Informationsmärkten? 
Wann vermitteln Haftungsregeln Anreize, einerseits bei der Erstellung von 
Informationen jene Sorgfalt walten zu lassen, die Illoyalität oder Sorglosigkeit von 
Gutachtern zurückdrängen. Wann vermeiden sie andererseits die „Haftungskeule“, die 
zur übermäßigen Sorgfalt, zum Fehlervermeidungsperfektionismus oder gar zur 
Behinderung von Informationsmärkten führt? Die haftungsrechtlichen Regelungen 
werden somit unter dem Aspekt analysiert, ob sie dem Gutachter die richtigen Anreize 
vermitteln, das Gutachten sorgfältig und entsprechend den professionellen Standards zu 
                                                                 
1 Für wertvolle Anregungen und Hilfestellungen danke ich Peter Behrens, Heribert Hirte und Klaus J. 
Hopt sowie meinem Mitarbeiter Malte Laub. Alle verbleibenden Fehler gehen selbstverständlich zu 
Lasten des Verfassers. 
2 R. Radner, The Organisation of Decentralised Information Processing, Journal of Political Economy, S. 
1109. 
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erstellen. Stets wird dabei auch gefragt, ob und ggf. wie die gefundenen ökonomisch 
motivierten Ergebnisse in die rechtsdogmatischen Lösungskonzepte integriert werden 
können. 
 
Die Arbeit bezieht sich auf Fallmaterial, das in der rechtswissenschaftlichen Literatur
3 
eingehend diskutiert wurde wie z.B. den Konsulfall
4, den Hausbankfall
5, den 
Käufergruppenfall oder den Dachbodenfall
6. Insbesondere handelt es sich um folgende 
Konstellationen, die einer ökonomischen Analyse unterzogen werden
7. 
 
Der Eigentümer eines Grundstückes bestellt ein Wertgutachten, das er zur 
Geschäftsanbahnung Kaufinteressenten vorlegt. Der im Gutachten angegebene Wert ist 
vom Gutachter fahrlässig zu hoch angegeben worden. Der Käufer erleidet dadurch einen 
Schaden. Sollte der Gutachter ihm gegenüber haften? 
Das Wertgutachten wird von einem potenziellen Käufer bestellt. Dieser kauft zu einem 
überhöhten Preis. Eine Bank gewährt dem Besteller auf der Basis des Gutachtens 
Kredit. Nicht nur der Käufer, sondern auch die Bank erleidet dadurch einen Schaden. 
Soll auch die Bank zum Schadensersatz berechtigt sein? Sollte gegenüber Dritten 
gehaftet werden, wenn nicht nur der Besteller des Gutachtens, sondern er zusammen mit 
einem oder mehreren Dritten das Grundstück erwirbt? Sollte sich die Haftung auch auf 
Dritte erstrecken, die statt des Bestellers die Sache kaufen und dadurch einen Schaden 
erleiden? Ein Kunstsachverständiger gibt fahrlässig eine Kopie als Original aus. Der 
Besteller kauft das Bild zum überhöhten Preis. Der Fehler wird erst bemerkt, nachdem 
der Käufer das Bild  - ebenfalls zum überhöhten Preis  - an einen Dritten verkauft hat. 
Hat dieser gegenüber dem Gutachter einen Ersatzanspruch? Ein Investmentbroker 
erstellt fahrlässig eine falsche Anlageempfehlung. Nicht nur der Besteller, sondern auch 
dessen Bekannter, dem d ie Expertise zugänglich gemacht wurde, erleidet einen 
Schaden. Soll auch dieser einen Schadensersatzanspruch gegenüber dem Gutachter 
erhalten? Ein Brokerhaus erstellt fahrlässig eine Anlageempfehlung, die öffentlich 
                                                                 
3  C.-W. Canaris, Die Reichweite der Expertenhaftung gegenüber Dritten, ZHR 163 (1999), 206 ff.; R. 
Damm, Entwicklungstendenzen der Expertenhaftung, JZ 1991, 373 ff.; B. Grunewald, Die Haftung des 
Experten für seine Expertise gegenüber Dritten, AcP 187 (1987), 285 ff. 
4 BGH WM 1985, 450 ff. = ZIP 1985, 398 ff. = JZ 1985, 951 ff. 
5 BGH NJW 1987, 1758 ff. = WM 1987, 257 ff. = ZIP 1987, 376 ff. 
6 BGHZ 127, 378 ff. = NJW 1995, 392 ff. = WM 1995, 204 ff. 
7 Vgl. dazu ausführlich: C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 206, insbes. S. 208-211 
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bekannt und von vielen genutzt wird. Bei diesen entstehen Schäden. Sollen sie 
Schadensersatz erhalten? Ein Wirtschaftsprüfer erteilt fahrlässig ein falsches 
Bilanztestat, aus dem nicht hervorgeht, dass die Unternehmung überschuldet ist. 
Dadurch bleibt die Aktie an der Wertpapierbörse überbewertet. Die Käufer der 
überbewerteten Aktien erleiden einen Schaden, nachdem die Information über die 
Überschuldung den Kapitalmarkt erreicht hat. Sollte der Wirtschaftsprüfer ihnen 
gegenüber haften?  
 
Stets geht es in diesen Fällen um die Dritthaftung, d.h. die Haftung gegenüber einer 
anderen Person als jener, die das Gutachten bestellt hat. Stets geht es auch um reine 
Vermögensschäden, bei denen aus ökonomischer Sicht ganz andere Erwägungen 
anzustellen sind als bei der haftungsrechtlichen Erfassung von Sachschäden oder von 
Schäden an Leib und Leben. 
 
Die weiteren Überlegungen gliedern sich wie folgt. Zunächst wird eine Begriffsklärung 
vorgenommen, bei der insbesondere auf zwei Besonderheiten der Erstellung von 
Informationen hingewiesen wird. (siehe unten: II.). Dem folgt die ökonomische Analyse 
der Haftung des Gutachters für beim Besteller aufgrund eines fahrlässig fehlerhaft 
erstellten Gutachtens eingetretene reine Vermögensschäden (siehe unten: III.). Sodann 
wird die Haftung für Drittschäden ökonomisch analysiert. Hierbei wird zunächst zu 
überlegen sein, unter welchen Voraussetzungen die Haftung gegenüber dem Dritten der 
Haftung gegenüber dem Besteller gleichgestellt werden sollte (siehe unten: IV.). Ferner 
wird zu überlegen sein, ob und unter welchen Voraussetzungen bei zu versagender 
Gleichstellung trotzdem eine Haftung für Schäden bei Dritten erfolgen sollte (siehe 
unten: V.). 
 
II.  Besonderheiten bei der Fehlnutzung von Informationen aus ökonomischer 
Sicht 
 
Ökonomisch geht es bei der Expertenhaftung darum, wie haftungsrechtliche Anreize zu 
sorgfältiger Erstellung und Vermarktung von Informationen gesetzt werden können, wie 
somit Informationsmärkte haftungsrechtlich vernünftig zu regulieren sind, ohne ihre 
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Funktionsfähigkeit und produktive Wirkung einzuschränken. O bwohl es sich aus dieser 
Sicht somit  – wie stets im Haftungsrecht  - um die Setzung richtiger Anreize zur 
Schadensvermeidung geht, enthält die ökonomische Analyse der Expertenhaftung 
gleichwohl Besonderheiten, auf die zunächst einzugehen ist, und auf die dann im 
weiteren zurückgegriffen werden kann.  
 
Informationen sind einerseits sog. öffentliche Güter. Zum anderen führt ihre Nutzung 
oder Fehlnutzung nicht nur zu volkswirtschaftlichen Gewinnen oder Verlusten, sondern 
auch zu Umverteilungen, mithin zu Schäden bei einer Person, der an anderer Stelle 
Gewinne bei anderen Personen gegenüberstehen. Beide Umstände führen zu einer 
anderen ökonomischen Sichtweise als sie bei Schäden üblich ist, die durch Unfälle  – 
etwa Verkehrs- oder Produktunfälle – entstehen. 
 
1.  Informationen als öffentliche Güter 
 
Ein öffentliches Gut hat insbesondere die Eigenschaft, dass seine Nutzung durch eine 
Person den Wert dieses Gutes für eine dritte Person nicht mindert. Ein Gutachten über 
die Standortqualität in einem Land kann beispielsweise von allen potentiellen 
Investoren genutzt werden. Eine Seekarte, die Untiefen verzeichnet, kann im Segelclub 
zur Nutzung für alle Mitglieder aufgehängt werden. Ein Gutachten, das zu 
Vermögensdispositionen führt, kann ebenfalls von vielen genutzt werden, auch solchen, 
die nichts für die Nutzung zahlen. Diese profitieren einerseits als „Freerider“ von der 
Nutzung, andererseits wird allen Nutzern ein Schaden zugefügt, wenn sich das 
Gutachten als fehlerhaft herausstellt. 
 
Wird die Haftung auf alle Nutzer einer Expertise ausgeweitet, verteuern sich die Kosten 
des Gutachtens. Der Besteller muss dann die erwarteten Haftungskosten im Preis der 
Expertise mitbezahlen, obwohl sich die Dritten nicht an diesen Kosten beteiligen und 
gleichwohl den Vorteil aus der Nutzung der Expertise ziehen können. Es stellt sich die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen die Belastung des Bestellers mit den Kosten der 
Dritthaftung die Produktivität von Informationsmärkten verbessert. 
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2.  Über die Nutzung von (Fehl-) Informationen, Ressourcenschäden und 
Umverteilungsschäden 
 
Fehlinformationen führen zu Schäden beim Geschädigten, die nicht identisch sind mit 
dem volkswirtschaftlichen Gesamtschaden (Ressourcenschaden), sondern diesen in der 
Regel überschreiten. Diese Aussage ist näher zu beleuchten.  
 
a)  Ressourcenschäden 
 
Bei einem Ressourcenschaden wird eine wertvolle ökonomische Ressource, ein 
Konsum- oder Investitionsgut entweder zerstört oder seine physische Produktivität 
gemindert. So verursacht der Brand eines Hauses beispielsweise einen 
Ressourcenschaden. Gleiches gilt, wenn ein Haus oder eine Fabrik als Folge eines 
Unfalls teilweise oder zeitweilig nicht genutzt werden kann. Die produktiven und 
nutzenstiftenden Fähigkeiten der Ressource können nicht mehr oder nur noch teilweise 
zur Geltung kommen. Bei Ressourcenschäden sind daher jene Schäden, die der 
Geschädigte erleidet und in einem Rechtsstreit geltend macht und jene Schäden, die der 
Volkswirtschaft insgesamt entstehen, gleich hoch. Wenn ein Haus im Werte von 1 Mio. 
DM abbrennt, erleidet der Geschädigte einen entsprechenden Schaden
8. Um den 
gleichen Betrag ist aber auch der volkswirtschaftliche Kapitalstock gesunken. Die 
Frage, wie viel Ressourcen aufgewendet werden sollten, um diesen Schaden zu 
vermeiden, stellt sich daher aus wirtschafts- und rechtspolitischer Sicht nicht anders dar 
als aus der Sicht des Geschädigten. Ein potentieller Schädiger, dem eine Haftung von 1 
Mio. DM droht, wird daher einen Schadensvermeidungsaufwand betreiben, der sich am 
gesellschaftlichen Schaden orientiert u nd daher aus wirtschaftspolitischer Sicht optimal 
ist. Das Interesse des Geschädigten am Schadensersatz und das Interesse der 
Gesellschaft an der Vermeidung von Schäden stimmen harmonisch überein. Diese 
Harmonie verflüchtigt sich jedoch, sobald das schädigende Ereignis die physischen 
Eigenschaften einer Ressource unberührt lässt.  
 
                                                                 
8 Dazu schon R. van den Bergh/H.-B. Schäfer (2000), Member States Liability for Infringement of the 
Free Movement of Goods in the EC: An Economic Analysis, Journal of Institutional and Theoretical 
Economics, Vol. 156, S. 382 ff. 
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b) Reine Umverteilungsschäden 
 
Bei einem reinen Umverteilungsschaden führt der Schaden für eine Person zu einem 
entsprechenden Gewinn bei einer anderen Person
9. Die gesamtgesellschaftlichen 
Schäden als Saldo aller Vermögensänderungen sind folglich gleich null. Führt 
beispielsweise ein falsches Wertgutachten dazu, dass jemand ein Grundstück zu teuer 
kauft und somit einen Schaden erleidet, so wird dadurch die Produktivität des 
Grundstücks nicht notwendigerweise beeinträchtigt, anders als beim Brand eines 
Hauses. Es hat nur eine Vermögensverschiebung stattgefunden, die andernfalls, d.h. bei 
einem richtig erstellten Wertgutachten unterblieben wäre. Das gleiche gilt, wenn ein 
Anleger aufgrund fehlerhafter Informationen in einer Bilanz oder einer fehlerhaften ad 
hoc  – Mitteilung Anteile eines Unternehmens zu einem überteuerten Preis erwirbt, ohne 
dass dadurch die Ressourcenallokation berührt wird. 
 
Bei Schäden, die durch fehlerhafte Experteninformationen entstehen, setzt sich in der 
Regel der Gesamtschaden aus zwei Teilbeträgen zusammen, einer reinen 
Umverteilungsschadenskomponente und einer  Ressourcenschadenskomponente. Kauft 
beispielsweise jemand als Folge einer Fehlinformation ein Grundstück als Bauland zu 
einem Preis von 100, dessen tatsächlicher Wert wegen Unbebaubarkeit nur 20 ist, so 
entsteht zunächst ein Umverteilungsschaden. Darüber hinaus kann es aber auch zu 
einem Ressourcenschaden kommen, wenn der Käufer im Vertrauen auf die Richtigkeit 
des Gutachtens weitergehende Dispositionen trifft, wie etwa die Inanspruchnahme von 
Architektenleistungen.  
 
Ähnlich ist es auf Wertpapiermärkten. Wird als Folge eines falschen 
Wirtschaftsprüfertestats eine Aktie für einige Zeit zu hoch bewertet,  so erleiden jene 
einen Verlust, die die Aktie im Zeitraum der Überbewertung kaufen und behalten, bis 
der Wertpapiermarkt diese Überbewertung korrigiert hat. Die Verkäufer dagegen 
erzielen einen Gewinn, denn bei richtigem Testat hätten die Wertpapiermärkte  die 
                                                                 
9 W. Bishop (1982), Economic Loss in Tort, Oxford Journal of Legal Studies, Bd. 2, S. 1 ff.; V. Goldberg 
(1991), Recovery for Pure Economic Loss in Tort: Another Look at Robins Dry Dock v. Flint, Journal of 
Legal Studies, Bd. 20, S. 249 ff.; I. Gilead (1997), Tort Law and Internalization: The Gap between 
Private Loss and Social Cost, International Review of Law and Economics, Bd. 17, S. 589 ff.,  H.–B. 
Schäfer / C. Ott (2000), Lehrbuch der ökonomischen Analyse des Zivilrechts, 3. Auflage, S. 271 ff.  
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Bewertungskorrektur bereits früher vorgenommen. Sie stehen also besser, weil der 
Markt als Folge des falschen Testats die Bewertung erst später vorgenommen hat. Somit 
entsteht ein Umverteilungsschaden, der in der gesamtwirtschaftlichen Saldierung gleich 
null ist. Darüber hinaus entsteht aber in der Regel zusätzlich ein Ressourcenschaden, 
wenn in der Zwischenzeit Kapital in das überbewertete Unternehmen geflossen ist, das 
anderswo einen höheren Ertrag erwirtschaftet hätte. Zusätzlich entsteht ein 
gesellschaftlicher Verlust, weil das Vertrauen in die Informationseffizienz von 
Aktienmärkten schwindet und dadurch für die Aktionäre zusätzlich Anreize gesetzt 
werden, sich auf eigene Kosten Informationen über das Unternehmen zu beschaffen, 
was zu einem eigentlich vermeidbaren Ressourcenaufwand führt. Es entsteht ein 
gesamtwirtschaftlicher Verlust, weil der Kapitalmarkt nicht informationseffizient ist. 
Der Gesamtschaden der Geschädigten setzt sich somit zusammen aus einem 
Umverteilungsanteil und einem weiteren Anteil, dem Ressourcenschaden, der den 
Effizienzverlust enthält.  
 
Grundsätzlich ist der Ressourcenschaden die Differenz zwischen dem Ertrag der 
Ressource bei richtiger und bei falscher Information. Dieser Verlust ist definitiv und 
endgültig verloren, ökonomisch vergleichbar dem abgebrannten Haus. 
 




III.  Die Haftung des Gutachters gegenüber dem Besteller  
 
Dem Besteller eines Gutachtens ist es gleichgültig, ob sein Schaden gegebenenfalls mit 
einem Gewinn für Dritte verbunden ist. Er ist an einer präzisen Information interessiert, 
dafür bestellt und bezahlt er die Expertise. Er wird in aller Regel eine 
Zahlungsbereitschaft für den Preis der Expertise aufweisen, die den  Sorgfaltskosten des 
Experten, entsprechend den professionellen Standards vermögensberatender Berufe, 
entspricht. Er ist in der Regel auch daran interessiert, dass der Gutachter für dieses 
                                                                 
10 Vgl. zur ökonomischen Analyse der Haftung für reine Vermögensschäden am Beispiel der Haftung des 
Wirtschaftsprüfers auch E. Herrmann (1997), Ökonomische Analyse der Haftung des Wirtschaftsprüfers, 
Dissertation (München), die jedoch den Unterschied zwischen Ressourcenschäden und reinen 
Umverteilungsschäden nicht behandelt. 
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professionelle Sorgfaltsniveau einsteht und bei Verletzung von Standards oder bei 
Illoyalität für die ihm dabei persönlich entstehenden Schäden haftet. Es stellt sich die 
Frage, ob dies ökonomisch effizient ist? 
Über die Frage, wann Projekte zur Informationsbeschaffung die Effizienz der 
Ressourcennutzung steigern oder senken, besteht eine umfangreiche Literatur
11, die hier 
weder behandelt werden kann noch muss. Nur soviel sei gesagt. Ein 
Informationsbeschaffungsprojekt, das nur zur Umverteilung und nicht zur besseren 
Nutzung der Ressource dient, sollte aus wirtschaftspolitischer Sicht nicht durchgeführt 
werden und verdient daher auch nicht den Schutz der Rechtsordnung. Dies gilt 
insbesondere regelmäßig für Insidergeschäfte. Im allgemeinen gilt es für alle 
Informationsprojekte, die einem Marktteilnehmer lediglich einen kurzen 
Informationsvorsprung darüber ermöglichen, dass eine Ressource falsch bewertet ist. 
Eine Marktkorrektur ist dann schnell zu erwarten, auch ohne dass dieses Vorauswissen 
generiert und genutzt wird. Der Aufwand für solche Informationen ist reine 
Verschwendung. Um Anreize zu vermitteln, solchen Aufwand zu unterlassen, hat die 
Rechtsordnung viele Möglichkeiten, zum Beispiel vorvertragliche Aufklärungs- und 
Informationspflichten. Wer beispielsweise sein, u.U. mit hohen Kosten beschafftes 
Insiderwissen preisgeben muss, bevor er einen rechtsgültigen Kauf tätigt, kann es nicht 
mehr profitabel nutzen, weil durch die Aufklärung die Fehlbewertung der Ressource 
bereits vor dem Kauf korrigiert wird. Folglich wird sein Anreiz zerstört dieses 
unproduktive Wissen zu beschaffen
12.  
Produktiv sind Informationen stets dann, wenn sie zu einer besseren Nutzung von 
Ressourcen führen. Wertgutachten werden zumeist auf Märkten angeboten, die nicht 
informationseffizient sind, in denen somit der Angebotspreis nicht alle Informationen 
über die wertbildenden Eigenschaften einer Ressource vollständig enthält, so dass blind 
gekauft werden könnte. Zudem hat der Verkäufer einen Anreiz, ihren Wert zu 
übertreiben. Daher erfüllen Wertgutachten in der Regel einen produktiven Zweck. Der 
haftungsrechtliche Schutz des Bestellers liegt daher nicht nur in seinem eigenen 
                                                                 
11 Grundlegend J. Hirshleifer (1971), The Private and Social Value of Information and the Reward to 
Inventive Activity, American Economic Review, Bd. 61, S. 561 ff.; ders. (1973), Where are we in the 
Theory of Information?, American Economic Review,  Papers and Proceedings, Bd. 63, S. 31 ff.; K. 
Scheppele (1988), Legal Secrets, Equality and Efficiency in the Common Law; H.-B. Schäfer / C. Ott (Fn. 
8), S. 462 ff. 
12 H.-B. Schäfer / C. Ott (Fn. 8), S. 487. 
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Interesse. Er führt zugleich dazu, illoyales und unsorgfältiges Verhalten des Gutachters 
zu vermindern und damit Informationsmärkte besser zu regulieren.  
Selbstverständlich ist nicht ausgeschlossen, dass rechtsgültige Verträge über die 
Beschaffung von Informationen zustandekommen, die nur in einer Umverteilung von 
Reichtum bestehen und bei denen somit die Informationsbeschaffung reine 
Verschwendung ist
13. Dieses Problem kann hier jedoch n icht angemessen behandelt 
werden. Es ist zudem rechtlich nicht umstritten, dass eine Haftung für fahrlässig 
fehlerhaft erstellte Wertgutachten stets greift, wenn der zugrundeliegende Vertrag 
rechtsgültig ist. Dies gilt unabhängig davon, ob im Einzelfall ein Wertgutachten 
überwiegend produktive Wirkungen hat oder nur eine unproduktive 
Vermögensumverteilung ermöglicht. 
 
IV. (Quasi-) Vertragliche Dritthaftung 
 
Im nächsten Schritt behandeln wir jene Fallgruppen, in denen zwar der Geschädigte 
keinen expliziten V ertrag mit dem Gutachter geschlossen hat, gleichwohl aber überlegt 
werden muss, ob eine (quasi-) vertragliche Haftung für einfache Fahrlässigkeit in 
Betracht zu ziehen ist. Welche ökonomischen bzw. wirtschaftspolitischen Erwägungen 
lassen sich für eine (quasi-) vertragliche Haftung ins Feld führen, die zu einer 
angemessenen haftungsrechtlichen Regulierung von Informationsmärkten führen? 
Lassen sich derartige Überlegungen in die vertragsrechtliche Dogmatik einfügen? Es 
soll gezeigt werden, dass es auch aus ö konomischer Sicht Fälle gibt, in denen die 
Dritthaftung wie gegenüber dem Besteller eines Gutachtens greifen sollte. 
 
1. Rechtsdogmatische Grundlagen 
 
                                                                 
13 Von  J. Hirshleifer (Fn. 10), stammt das folgende Beispiel eines unproduktiven Vertrags zur 
Beschaffung von Informationen. Eine Investorengruppe bestellt und unterhält einen Satelliten, der durch 
Luftaufnahmen die genaue Einschätzung der Weltweizenernte ermöglicht. Da die Aufnahmen nach der 
Aussaat gemacht werden, können diese Informationen nicht zur besseren Ressourcennutzung verwendet 
werden, wohl aber zum Abschluß von Warentermingeschäften mit einer entsprechenden Umverteilung 
von Vermögen zwischen den Investoren und den Bauern. Aufklärungsregeln wie  beim Insidertrading 
(abstain or disclose) könnten den Anreiz, derartige sozial unproduktive Investitionen durchzuführen, 
vermindern.  
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Als rechtsdogmatische Grundlage einer Haftung für einfach fahrlässiges Handeln wird 
sowohl eine Haftung a us einem Auskunftsvertrag zwischen dem Gutachter und dem 
geschädigten Dritten als auch aus einem Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte als auch 
aus einem eigenständigen (quasi-) vertraglichen Anspruch aus Culpa in Contrahendo 
(CiC) diskutiert.  
 
Die erste V ariante eines stillschweigend geschlossenen Auskunftsvertrags zwischen 
dem Gutachter und dem Dritten muss, obwohl jüngst wieder in der Literatur
14 vertreten, 
wohl zurückgewiesen werden. Denn dem Experten mangelt es in aller Regel am 
rechtsgeschäftlichen Willen, gegenüber Dritten haftungsrechtlich einzustehen. Der 
Dritte kennt zudem regelmäßig den entgegenstehenden Willen des Experten. Dessen 
Verhalten kann somit nicht als Antrag auf Abschluss eines Auskunftsvertrages 
ausgelegt werden
15. Ein stillschweigend abgeschlossener Auskunftsvertrag kann unter 
dieser Voraussetzung nicht konstruiert werden. Jedenfalls wäre dies eine Überdehnung 
oder gar Verkehrung des Vertragsgedankens.  
 
Eine andere, vom  BGH im Konsulfall wie auch im später entschiedenen 
Dachbodenfall
16 g ewählte, dogmatische Grundlage der vertraglichen Dritthaftung bildet 
der Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte. Die Schwierigkeiten und Inkonsistenzen einer 
solchen Konstruktion im Hinblick auf die Expertenhaftung sind in der Literatur deutlich 
herausgearbeitet worden
17. Wiederum bereitet es große Schwierigkeiten, einen Vertrag 
mit Schutzwirkung für Dritte im Wege der Vertragsauslegung zu begründen, ohne dabei 
in den Bereich unzulässiger fingierter Willenserklärungen zu geraten. Dies gilt 




                                                                 
14  Phillipsen, Zur Dritthaftung des privat beauftragten Gutachters für fahrlässig verursachte 
Vermögensschäden, 1998, S. 131 ff. 
15 So C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 213. 
16 BGHZ 127, 378 ff. = NJW 1995, 392 ff. = WM 1995, 204 ff.; vgl. hierzu die Urteilsanmerkungen von 
D. Medicus, Haftung eines vom Verkäufer beauftragten Gutachters für unzutreffende Angaben im 
Gutachten gegenüber dem Käufer, JZ 1995, 308 f.; C.-W. Canaris, Schutzwirkungen zugunsten Dritter 
bei "Gegenläufigkeit" der Interessen. Zugleich eine Besprechung der Entscheidung des BGH vom 10-11-
1994 - III ZR 50/94, JZ 1995, 441 ff. 
17 C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 215 ff., mwNachw.; B. Grunewald (Fn. 2), S. 288 ff. 
18 C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 215. 
10 German Working Papers in Law and Economics Vol. 2000,  Paper 6
http://www.bepress.com/gwp/default/vol2000/iss1/art611 
   
Dies zeigt anschaulich der sog. Dachbodenfall
19. Darin hatte der Sohn des Bestellers 
dem beauftragten Gutachter einen Defekt am Dachboden des zu begutachtenden Hauses 
verschwiegen, um mit Hilfe des Gutachtens einen höheren Kaufpreis für das 
Grundstück mit Haus zu erlangen. Der Besteller, dem das arglistige Handeln seines 
Sohnes zuzurechnen war, hatte aufgrund dessen keinen vertraglichen Anspruch wegen 
Schlechtleistung gegenüber dem Gutachter. Dem Dritten, dem Käufer des überteuerten 
Hauses, müsste diese Arglisteinrede des Gutachters gegen den Anspruch aus pFV 
eigentlich auch entgegengehalten werden können, sei es nach dem Rechtsgedanken des 
§ 334 BGB oder sei es nach dem Grundsatz der Rechtsfigur des Vertrages mit 
Schutzwirkung für Dritte, wonach der Dritte keine stärkere Rechtsposition haben kann 
als die Partei, aus deren Vertrag er seinen Anspruch ableitet
20. Dies würde jedoch die 
schadensersatzrechtliche Absicherung des Dritten weitestgehend entwerten, was für die 
Fälle der vertraglichen Expertendritthaftung niemand möchte
21. In derartigen Fällen 
müssen wenig überzeugende Konstruktionen herhalten, um den Vertrag mit 
Schutzwirkung für Dritte zu begründen. So kommt der  BGH im D achbodenfall nur zum 
gewünschten Ergebnis der Haftung des Gutachters gegenüber dem Dritten, indem er 
mittels Vertragsauslegung annimmt, dass die Möglichkeit des Gutachters sich 
gegenüber Dritten auf Einwendungen aus dem Verhältnis zu seinem Besteller zu 
berufen, stillschweigend abbedungen wurde
22. Da ein solcher Einwendungsverzicht den 
Interessen des Gutachters zuwiderläuft, kann bei diesem wohl nur von einer 
unzulässigen fingierten Willenserklärung gesprochen werden
23.  
 
Ein ähnliches Problem ergibt sich auch dann, wenn im Vertrag zwischen dem Experten 
und seinem Besteller eine Haftungsbegrenzung oder ein Haftungsausschluss vereinbart 
wurde
24, dessen Erstreckung gegenüber dem Dritten problematisch ist.  
 
                                                                 
19 BGHZ 127, 378 ff. = NJW 1995, 392 ff. = WM 1995, 204 ff. 
20 Dies erkennt auch der BGH im Dachbodenfall, BGHZ 127, 378, 385, ausdrücklich an. Vgl. auch C.-W. 
Canaris (Fn. 2), S. 216. 
21 Vgl. C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 217, mwNachw. 
22 BGHZ 127, 378, 385 f. 
23 Vgl. nur C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 217, mwNachw. in dortiger Fn. 28. 
24 C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 217; B. Grunewald (Fn. 2), S. 289; nach H. Hirte, Berufshaftung. Ein Beitrag 
zur Entwicklung eines einheitlichen Haftungsmodells für Dienstleistungen, 1996, ist dies jedoch 
unproblematisch. 
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So lehnt insbesondere  C.-W.  Canaris aufgrund der damit v erbundenen dogmatischen 
Fehlkonstruktionen eine Expertenhaftung mittels Vertrages mit Schutzwirkung für 
Dritte ab, und befürwortet stattdessen eine Expertenhaftung auf Grundlage eines 
allgemeinen, selbständigen Vertrauenshaftungstatbestandes
25. Bei dieser a llgemeinen 
Vertrauenshaftung, deren Ursprung in der Rechtsfigur der CiC zu finden ist, sich von 
dieser aber als nun „dritte Spur“ der Expertenhaftung zwischen Vertrags- und 
Deliktsrecht gelöst hat, handelt es sich der Sache nach um eine Haftung für schuldhafte 
Enttäuschung besonderen Vertrauens auf Grundlage eines gesetzlichen 
Schuldverhältnisses ohne primären Leistungsinhalt
26. Danach hat der Dritte einen 
eigenständigen, nicht aus dem Vertrag mit dem Besteller abgeleiteten, auf einfacher 
Fahrlässigkeit beruhenden Anspruch bei Verletzung besonderen Vertrauens gegen den 
Gutachter, selbst wenn Vertragsbeziehungen zwischen diesen beiden Personen nicht 
gegeben oder zumindest zweifelhaft sind. 
 
1.  Ökonomische Analyse 
 
Die folgenden ökonomischen Überlegungen zu einem  effizienten Haftungsregime heben 
weder darauf ab, ob der Experte den Willen zur Haftung hatte, noch darauf, ob der 
Dritte in einem besonderen sozialen Kontakt zum Besteller oder Experten stand, noch 
notwendigerweise darauf, ob es eine Fürsorge- oder Obliegenheitspflicht des Experten 
aus dem Vertrag mit dem Besteller gab. Das ökonomische Kriterium lautet vielmehr: 
                                                                 
25  C.-W.  Canaris (Fn. 2), S. 217 ff.; ders., Die Vertrauenshaftung im deutschen Privatrecht, 1971; ders, 
Schutzgesetze – Verkehrspflichten – Schutzpflichten, in: Festschrift für Karl Larenz zum 80. Geburtstag, 
1983, S. 27, 94f., 108 ff.; ders. (Fn. 15), S. 444 f.; ders., Die Haftung des Sachverständigen zwischen 
Schutzwirkungen für Dritte und Dritthaftung aus Culpa in Contrahendo, JZ 1998, 603, 605 f.; ebenfalls 
für eine Expertenhaftung nach den Grundsätzen einer selbständigen Vertrauenshaftung sprechen sich aus: 
W. Lorenz, Das Problem der Haftung für primäre Vermögensschäden bei Erteilung einer unrichtigen 
Auskunft, in: Festschrift für Karl Larenz zum 70. Geburtstag, 1973, S. 575, 618 f.;  S.  Lammel, Zur 
Auskunftshaftung, AcP 179 (1979), 337, 359 ff.; ders., Anmerkung zu BGH NJW 1973, 321, NJW 1973, 
700; G. Nißl, Die Haftung des Experten für Vermögensschäden Dritter  – bedingt durch unrichtige 
Gutachten – im deutsche, englischen und amerikanischen Recht, Dissertation (München) 1971, S. 152 ff.; 
R. Schulze, Grundprobleme der Dritthaftung bei Verletzung von Auskunfts- und Beratungspflichten in der 
neueren Rechtsprechung, JuS 1983, 81, 85; G. v. Craushaar, Der Einfluss des Vertrauens auf die 
Privatrechtsbildung, 1969; G. Hohloch, „Vertrauenshaftung" - Beginn einer Konkretisierung. Zugleich 
eine Besprechung von BGHZ 70, 337, NJW 1979, 2369 ff.; in BGH NJW 1973, 321, 323 in Erwägung 
gezogen für ein bewusst falsches Wirtschaftsprüfertestat; kritisch zur Expertenhaftung als selbständige 
Vertrauenshaftung: J. Köndgen, Selbstbindung ohne Vertrag, Habilitation (Tübingen) 1981, S. 114 f.; B. 
Grunewald (Fn. 2), S. 298 f.; C. v. Bar, Vertrauenshaftung ohne Vertrauen, ZGR 1983, 476 ff. 
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Werden die Haftungskosten direkt oder indirekt von der geschützten Person oder dem 
Besteller getragen und hat einer (oder beide) von ihnen trotz  dieser Belastung ein 
Interesse am haftungsrechtlichen Schutz? 
 
Wenn diese Frage, sei es auch über Umwege, bejaht werden kann, ist die (quasi-) 
vertragliche Haftung lediglich ein über die Rechtsordnung herbeigeführtes Geschäft 
zum beiderseitigen Vorteil zwischen dem Gutachter und der geschützten 
Personengruppe. Die geschützte Gruppe zahlt einen angemessenen Preis für den 
haftungsrechtlichen Schutz, den sie begehrt. Andernfalls ist die Dritthaftung 
abzulehnen. 
 
Es sind zwei Konstellationen, in denen diese Voraussetzungen vorliegen und die somit 
die (quasi-) vertragliche Dritthaftung auslösen sollten.  
 
•  Im Schaden des Dritten konkretisiert sich ein Risiko, das den Besteller getroffen 
hätte, wenn es den Dritten nicht gäbe. Durch die Ausdehnung der Haftung auf Dritte 
wird folglich das Haftungsrisiko für den Gutachter insgesamt nicht erhöht. Dabei ist 
es unerheblich ob Besteller und Dritter gleiche oder entgegengesetzte Interessen 
haben. 
 
•  Das Gutachten verursacht ein zusätzliches Risiko für einen Dritten, welches z um 
Risiko des Bestellers hinzutritt. Der Besteller handelt aber bei der Bestellung des 
Gutachtens nicht nur im eigenen, sondern auch im Interesse des Dritten. Das 
Interesse des Dritten steht jenem des Bestellers entgegen. 
 




                                                                                                                                                                                              
26 Dies bedeutet, dass zwar der Dritte keinen Anspruch auf Lieferung des Gutachtens gegenüber dem 
Gutachter hat. Wird ihm aber das Gutachten zugänglich gemacht und ist es schuldhaft fehlerhaft, so hat 
der Dritte Anspruch auf Schadensersatz. C.-W. Canaris, Feschrift für Larenz (Fn. 24), S. 101. 
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(Quasi-) vertragliche Ansprüche des Dritten für fahrlässig fehlerhafte Gutachten können 
bejaht werden, wenn sich durch die nachträgliche Ausweitung des Kreises potentiell 
Geschädigter über den Besteller hinaus der Erwartungswert des Schadens und damit des 
Schadensersatzes für den Gutachter nicht im nachhinein erhöht
27.  
 
Ohne Einbeziehung Dritter ist der Schaden des Bestellers die Vermögensdifferenz bei 
richtig und falsch erstelltem Gutachten. Durch die Haftung verteuert sich der Preis des 
Gutachtens auf einem Wettbewerbsmarkt um die Höhe dieses Schadens multipliziert 
mit der Schadenswahrscheinlichkeit (Schadenserwartungswert) sowie um die durch die 
Haftungsandrohung zusätzlich generierten  Sorgfaltskosten. Die Ausweitung des Kreises 
der Anspruchsberechtigten ist so lange unproblematisch als dadurch im nachhinein 
weder die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts, noch die Höhe des Schadens 
verändert wird, gegenüber einer Situation, in der nur der Besteller selbst einen Schaden 
erleidet. Denn dann ist auch der erwartete Schadensersatz, der seinerseits die Höhe der 
Sorgfaltskosten bestimmt, unverändert. Die Preiskalkulation und das Risikoverhalten 
des Gutachters bleibt von der bloßen Anzahl der Anspruchsberechtigten unberührt. 
Dieses Kriterium wird insbesondere in jenen Fällen erfüllt, in denen der Besteller das 
Risiko der Transaktion, auf die sich das Gutachten bezieht mit anderen Personen teilt, 
sei es dass die Ressource gemeinschaftlich von m ehreren gekauft, sei es dass sie von 
mehreren finanziert wird.  
 
Folgendes Beispiel illustriert die Ratio dieses Vorschlags. Ein Käufer erwirbt aufgrund 
einer von ihm in Auftrag gegebenen, fahrlässig erstellten fehlerhaften Expertise ein 
Grundstück zu einem überhöhten Preis. Ihm gegenüber haftet der Gutachter aus dem 
Vertrag. Hat er das Grundstück, das tatsächlich lediglich 1 Mio. DM wert ist, für 10 
Mio. DM mit eigenen Mitteln gekauft, so erleidet er einen ersatzfähigen Schaden von 9 
Mio. DM. Die Versicherung für diesen Schaden ist im Preis der Expertise entsprechend 
dessen Erwartungswert enthalten.  
Hat eine Bank auf Grundlage dieser fehlerhaften Expertise dem Käufer ein Darlehen zur 
Finanzierung des Grundstückserwerbes gegeben, so sollte der Gutachter nach dem hier 
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vertretenen Ansatz auch gegenüber der Bank haften. Denn durch die geänderte Art der 
Finanzierung des Grundstücks ist der Schaden insgesamt nicht größer geworden, als in 
der ersten Variante, in der nur den Besteller der Schaden trifft. Auch das Risiko hat sich 
dadurch nicht verändert. In beiden Fällen ist der Schaden 9 Mio. DM. Es wäre 
willkürlich, wenn der Haftungsumfang davon abhinge, wie das Grundstück finanziert 
wurde, und ob das Risiko einer fehlerhaften Expertise zwischen Bank und Erwerber 
(oder zwischen mehreren Erwerbern) geteilt wurde. Die gleiche Überlegung gilt, wenn 
der Erwerber nicht einen, sondern mehrere Kredite bei verschiedenen Banken 
aufnimmt. Selbst ein Refinanzier des Kreditgebers könnte nach dieser Überlegung 
(quasi-) vertragliche Ansprüche geltend machen, wenn seine Transaktion im Vertrauen 
auf das Gutachten getätigt worden ist. Das zugrundeliegende Risiko der mit dem 
Grundstückskauf verbundenen Transaktion bleibt davon unberührt. Aus diesem Beispiel 
wird ersichtlich, dass der  Umfang des Kreises von Anspruchsberechtigten nicht 
notwendigerweise etwas zu tun hat mit dem Umfang des vertraglich eingegangenen 
Risikos des Gutachters. Daher ist es auch unzutreffend, wenn die Ausweitung des 
Kreises von Anspruchsberechtigten generell mit dem Hinweis kritisiert wird, dies 
mache das Haftungsrisiko unübersehbar
28. Tatsächlich ändern Zusammensetzung und 
Größe des Personenkreises in diesem Fall überhaupt nichts am Risiko, welches 
ausschließlich von der Schadenswahrscheinlichkeit und von der Höhe des Schadens im 
Schadensfall abhängt. Es ist so, als ob man einen Hundertmarkschein in kleinere 
Scheine umtauscht. Dadurch wird der Geldbetrag nicht unübersichtlicher. Es ist daher 
richtig, wenn der  BGH
29 feststellt, dass sich der vertragliche Schutzbereich „auf jeden 
beliebigen Dritten“ erstrecken könne.  
 
Man könnte hier einwenden, dass der Dritte (die Bank) gar nichts für ihren Schutz 
bezahlt hat. Das ist richtig, aber der Besteller hat diese Kosten bereits übernommen. 
Dies liegt auch in seinem eigenen  Interesse. Der Erwerber ist daran interessiert, die ihm 
verfügbare Expertise auch seinen Gläubigern zur Verfügung zu stellen. Denn diese 
                                                                                                                                                                                              
27 Der Erwartungswert des Schadens ist der Schaden im Falle des Schadenseintritts multipliziert mit der 
Schadenswahrscheinlichkeit. 
28 So aber H. Honsell, Zum stillschweigenden Auskunftsvertrag mit Schutzwirkung für Dritte, JZ 1985, 
952, 953, spricht von unübersehbaren, nicht mehr kalkulierbaren und versicherbaren Haftungsrisiken. 
29 WM 1985, 450, 451, allerdings nur hinsichtlich des geschützten Personenkreises bei der Rechtsfigur 
des Vertrages mit Schutzwirkung für Dritte. 
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müssten sich andernfalls zusätzlich über den Wert der Ressource informieren, was die 
Kreditkosten für den Besteller erhöhen würde. Vergleichbares gilt, wenn der Besteller 




Eine zweite Fallgruppe liegt vor, wenn nicht der Besteller, sondern ein Dritter statt des 
Bestellers die Transaktion vornimmt, weil der Besteller dem Dritten diese Expertise 
zugänglich gemacht hat, sei es gegen Entgelt, sei es im Rahmen einer Beziehung. 
Wiederum bleibt das Haftungsrisiko auch bei einem (quasi-) vertraglichen Schutz des 
Dritten unverändert. So lag der Sachverhalt beim sog. Käufergruppenfall
30. Hier hatte 
ein Interessent für den Kauf einer Immobilie bei einem Sachverständigen ein 
Wertgutachten in Auftrag gegeben und deutlich gemacht, dass entweder er oder eine 
hinter ihm stehende Käufergruppe die Immobilie erwerben wollte. Letzteres geschah. 
Der  BGH bejahte hier die Möglichkeit eines Vertrags mit Schutzwirkung für den 
klagenden Dritten. Dabei nahm er ausdrücklich von der bis dato für notwendig 
erachteten Voraussetzung für einen Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte Abstand, dass 
zwischen Besteller und Dritten eine besondere Fürsorge- und Schutzpflicht vorliegen 
müsse
31. Gleichgültig ob der Geschädigte der Besteller, die dem Auftragnehmer 
bekannte Käufergruppe oder ein dem Gutachter unbekannter Dritter ist, bleibt bei einem 
Kauf die Höhe des Schadens in der Regel unverändert gegenüber jener Schadenshöhe, 
die der Gutachter erwarten muss, wenn der Besteller das Grundstück selbst kaufen 
würde.  
 
Das gleiche gilt angenähert für die Schadenswahrscheinlichkeit
32. Insofern würde selbst 
eine erhebliche Ausweitung des geschützten Personenkreises an dem Haftungsrisiko des 
                                                                 
30 BGH NJW 1984, 355 ff. = WM 1984, 34 ff. 
31  W.  Urban, “Vertrag” mit Schutzwirkung zugunsten Dritter und Drittschadensliquidation, 1989, S. 83, 
spricht vom Käufergruppenfall deshalb auch als Wendepunkt-Entscheidung. 
32 Diese Behauptung ist nicht ganz zutreffend. Zwar bleibt im Käufergruppenfall die Wahrscheinlichkeit, 
daß das Gutachten fehlerhaft ist durch den Wechsel in der Person des Käufers unverändert, die 
Wahrscheinlichkeit, daß es zu einer Transaktion kommt und dadurch  – gegeben das Gutachten ist 
fehlerhaft – die Fehlerhaftigkeit zum Schaden führt, nimmt allerdings zu. Man könnte argumentieren, daß 
der ursprüngliche Besteller für diese marginale Erhöhung des Risikos keine Zahlungsbereitschaft aufweist 
und daher eine quasivertragliche Haftung nicht angenommen werden kann. Dem ist jedoch 
entgegenzuhalten, daß in der Regel der Besteller an einem Sorgfaltsaufwand des Gutachters interessiert 
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Gutachters nichts wesentlich ändern. Es käme nicht zu einer Belastung des Gutachters 
mit Kosten, deren Erwartungswert zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht 
bekannt, und nicht bereits Gegenstand der Preiskalkulation geworden sind.  
 
Implizit kommt dieser Gedanke bereits in der Begründung des  BGH im 
Käufergruppenfall zum Ausdruck. Das Gericht hebt hervor, dass „die Schäden, die in 
einer Käufergruppe beim Erwerb eines Hauses in Folge eines falschen Wertgutachtens 
entstehen können, in der Regel nicht höher sind als die, die einer Einzelperson in einer 
gleichen Situation erwachsen würden“
33. Entscheidend ist danach auch nicht, dass es 
einen sozialen Kontakt zwischen dem Dritten und dem Auftragnehmer gegeben hat, 
oder dass der Auftragnehmer ex ante wusste, ob ein bestimmter Dritter in den Kreis 
möglicher Anspruchsberechtigter eintreten würde. Wesentlich ist danach lediglich, ob 
mit der Ausweitung des Kreises von Anspruchsberechtigten das erwartete 
Haftungsrisiko gegenüber dem vertraglich vereinbarten Risiko nach dem 
Vertragsabschluss erheblich zunimmt. Dies ist hier nicht der Fall. Eine (quasi-) 
vertragliche Haftung gegenüber dem geschädigten Dritten sollte aus ökonomischer 
Sicht gewährt werden. 
 
cc) Begrenzung der Haftung auf vorhersehbare Schäden 
 
Die hier vorgestellte Lösung impliziert allerdings auch die Notwendigkeit, die Haftung 
des Gutachters zu begrenzen, wenn durch Hinzutreten eines Dritten sich das 
Schadenspotential im Vergleich zum Besteller erhöht. Tritt wie im Käufergruppenfall 
zum Beispiel ein Investor an die Stelle des Bestellers, so wird die Haftung nach dieser 
Lösung dem Grunde nach bejaht. Ist der Schaden des neuen Investors aber – z.B. wegen 
höherer V ertrauensinvestitionen  – erheblich höher, als der des Bestellers gewesen wäre, 
so ist die Haftung zu begrenzen. Denn der Gutachter hat sein Haftungsrisiko und den 
entsprechenden Preisaufschlag am Schadenspotential des Bestellers berechnet. 
                                                                                                                                                                                              
ist, bei dessen Festlegung nicht von vorneherein in Rechnung gestellt wird, dass das Gutachten gar nicht 
genutzt wird. Wenn auch die Transaktion Dritter die an Stelle des Bestellers treten, quasivertraglich 
geschützt wird, erhält der Gutachter den Anreiz, nicht von vorneherein seine Sorgfalt abzusenken, weil er 
mit der Möglichkeit rechnet, daß die Haftung trotz Fahrlässigkeit nicht eintritt, weil vom Gutachten gar 
kein Gebrauch gemacht wird. 
33 BGH NJW 1984, 355 ff. = WM 1984, 34 ff. 
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Andernfalls würde der Gutachter im Nachhinein mit nicht kalkulierten Kosten belastet. 
Im angelsächsischen Recht wird dieses Ergebnis durch die „Foreseeability Rule“ 
entsprechend dem Fall Hadley vs. Baxendale
34 erreicht. Die Tragfähigkeit der hier 
vorgestellten Lösung hängt davon ab, ob es rechtsdogmatisch vertretbar ist, die 
Gesamthaftung des Gutachters auf jenen Betrag zu beschränken, der als Schaden beim 
Besteller selbst angefallen wäre
35. Dessen Risikopotential bleibt der Anker, an dem der 
Haftungsumfang festgemacht bleibt, auch wenn der anspruchsberechtigte Personenkreis 
ausgeweitet wird. Hat ein Dritter ein höheres Risikopotential als der Käufer, so ist der 
dadurch entstehende zusätzliche Schaden nicht in die Haftung einzubeziehen. 
Üblicherweise wird im deutschen Recht e in Ergebnis wie bei der „foreseeability rule“, 
nämlich eine Begrenzung des Haftungsumfangs, durch Annahme eines vorvertraglichen 
Aufklärungsverschuldens erreicht. Informiert nämlich ein potentieller Vertragspartner 
vor Vertragsabschluss nicht von seinem besonderen, weit überdurchschnittlichen 
Schadenspotenzial, so kann vom Gericht über Culpa in Contrahendo die Haftung durch 
die Mitverschuldensregel des § 254 BGB auf den vorhersehbaren Schaden begrenzt 
werden. Diese Möglichkeit ist aber in den hier untersuchten Fällen in der Regel 
versperrt, weil bei Vertragsabschluß der Dritte den Gutachter in der Regel gar nicht 
informieren kann und der Gutachter demgemäss das erhöhte Risikopotential gar nicht in 
seine Kalkulation aufnehmen kann. Der Dritte könnte den Gutachter typischerweise erst 
zu einem Zeitpunkt informieren, zu dem der Vertrag bereits abgeschlossen ist und der 
Preis des Gutachtens feststeht. Die Mitverschuldensregel, die ein funktionales 
Äquivalent für die generelle Begrenzung des vertraglichen Schadensersatzes auf den 
vorhersehbaren Schaden abgibt, läuft somit in diesen Fällen zumeist ins Leere
36. Andere 
Wege für eine umfangmässige Begrenzung der Haftung auf den bei Vertragsabschluss 
erkennbaren Schaden müssen daher beschritten werden. 
 
dd) Kritik an der ökonomischen Lösung ? 
 
Die hier vorgestellte Lösung setzt sich der Kritik aus, sie weite den Kreis der 
Anspruchsberechtigten unübersehbar aus. Nicht nur jene, die mit dem Besteller des 
                                                                 
34 9 Ex. 341, 156 Eng. Rep. 145 (1854). 
35 Dies scheint aber kein besonderes Hindernis zu sein. Auch H. Hirte (Fn. 23), S. 353 ff., hält eine 
Begrenzung des Schadensumfangs für nötig und möglich. 
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Gutachtens eine besondere Beziehung haben, sondern schlechthin jeder durch das 
Gutachten Geschädigte könne haftungsrechtlichen Schutz begehren. Nach diesem 
Vorschlag wäre es zum Beispiel möglich, dass der Besteller des Gutachtens die 
überbewertete Ressource zu einem überhöhten Preis kauft und dann wiederum zum 
überhöhten Preis an einen Dritten weiterverkauft. Dieser bemerkt die Überbewertung 
und begehrt Schadensersatz. Die Kette ließe sich erweitern, etwa wenn erst der zehnte 
Käufer die Überbewertung bemerkt. Diese Beobachtung ist richtig. So müsste zum 
Beispiel ein Kunstsachverständiger, der fahrlässig eine Fälschung als Original 
ausgegeben hat, dem jeweiligen Eigentümer, der den Irrtum bemerkt, gegenüber haften. 
Der Kreis der Anspruchsberechtigten wird somit „unübersehbar“ ausgeweitet.  
 
Dem ist aber entgegenzuhalten: die Unübersehbarkeit des Kreises der 
Anspruchsberechtigten führt nicht zur Unübersehbarkeit des Haftungsrisikos. Der 
Gutachter erhält vielmehr den Anreiz, das Gutachten so sorgfältig zu erstellen, als ob es 
Grundlage für die in Frage stehende Transaktion wäre, gleich wer diese Transaktion 
vornimmt. Ökonomisch geschieht hier folgendes. Der Besteller erhält neben dem 
Gutachten einen Inhaberhaftungsbrief, auf dem folgendes steht. „Bei fahrlässig 
erstelltem Wertgutachten haftet der Gutachter für Schäden bis zur Differenz zwischen 
Kaufpreis und tatsächlichem Wert des Gegenstandes auf den sich das Gutachten 
bezieht“. Der Besteller kann von diesem von ihm bezahlten Haftungsbrief selbst 
Gebrauch machen oder ihn an einen Dritten übertragen oder die aus ihm resultierenden 
Ansprüche stückeln. Der Gesamtwert des Briefes bleibt dadurch ebenso unberührt wie 
eine Forderung, die jemand an einen oder mehrere abtritt. Gegenüber einem Dritten darf 
die Haftung allerdings nicht höher sein als gegenüber dem Besteller, sodass spätere 




                                                                                                                                                                                              
36 Für diesen Hinweis danke ich Klaus J. Hopt. 
37 C.-W. Canaris weist die Haftung in diesem Fall auch deshalb zurück, weil für den Gutachter oft nicht 
die Möglichkeit eines Rückrufs besteht. Dies ist aber nicht nachvollziehbar. Ein schadensvermeidender 
Rückruf bei Wertgutachten ist – anders als bei fehlerhaften Waren – ja nur gegenüber dem Besteller 
möglich, um die erste Transaktion nach Erstellung des Gutachtens zu verhindern. Danach ist – mit oder 
ohne Rückruf- der Schaden definitiv in der Welt  – gleichgültig wer der jeweilige Eigentümer des 
gefälschten Bildes ist. Eine Rückrufaktion dient dagegen der Verhinderung eines drohenden Schadens. 
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Ein weiterer Einwand gegen diese Lösung kann darin gesehen werden, dass die 
Ausweitung der Haftung auf beliebige Dritte das persönliche Band durchschneide und 
die Beziehung unberücksichtigt lasse, die den Besteller mit dem Gutachter verbindet. Es 
sei dann nicht mehr möglich, auftretende Probleme bilateral etwa im Rahmen einer 
langfristig bestehenden Geschäftsbeziehung zu lösen. An die Stelle des mit dem 
Gutachter kooperierenden Auftraggebers des Gutachtens oder eines Dritten, der aber 
ebenfalls Kooperationsbeziehungen mit dem Besteller habe trete eine anonyme Person. 
Hier tritt in der Tat ein ähnliches Problem auf wie bei der Abtretung von 
Arztforderungen gegenüber Patienten  an Inkassobüros
38. Die Stellung des Patienten 
gegenüber dem Arzt ist nicht nur formalrechtlich auf eine einzelne Transaktion 
bezogen, sondern in der Regel eine langfristig angelegte Vertrauensbeziehung, die es 
ermöglicht, den Streit über eine einzelne Forderung im Geflecht der Gesamtbeziehung 
wieder aufzulösen. Wird die Forderung an ein Inkassobüro abgetreten, entfällt diese 
Möglichkeit, so dass sich die Lage des Schuldners dadurch verschlechtern kann. 
Dem ist allerdings entgegenzuhalten, dass bei rasch wachsenden Informationsmärkten 
auch die Notwendigkeit einer formalen, von den jeweiligen persönlichen Beziehungen 
abstrahierenden Regulierung dieser Märkte durch die Rechtsordnung zunimmt. Es ist 
ein allgemeiner Erfahrungsgrundsatz, dass die Regulierung von Märkten abstrakter und 
formalistischer werden muss, je größer und weitreichender und damit anonymer diese 
Märkte werden. Persönliche Vertrauensbeziehungen sind dagegen oft in kleinen 
Gruppen wirksamer als formale Regeln.  
 
ee) Grenzlinie zur deliktischen Haftung 
 
Damit ist eine Grenzlinie zwischen deliktischer Haftung und (quasi-) vertraglicher 
Haftung für einfache Fahrlässigkeit gezogen. Würde man diese anders ziehen, hinge die 
Haftung für den vollen Schaden des jeweils Geschädigten nicht mehr vom Zweck der 
Expertise ab, sondern von den Zufälligkeiten der Finanzierung oder der ebenfalls 
zufälligen Identität des Nutzers der Expertise. 
 
                                                                 
38 Für diesen Hinweis danke ich Klaus J. Hopt. 
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Im Umkehrschluss kommt eine (quasi-) vertragliche Haftung für einfache Fahrlässigkeit 
nicht in Betracht, solange durch die Ausweitung des Kreises der Anspruchsberechtigten 
auch das Haftungsrisiko gegenüber jener Situation erhöht wird, in der den Besteller 
selbst der volle Schaden trifft. Ein Anlageberater, der einem bestimmten Kunden eine 
Anlageempfehlung ausarbeitet, sollte daher nicht für Fehler der Empfehlung aus einem 
(quasi-) vertraglichen Anspruch gegenüber Dritten haften, denen diese Expertise 
ebenfalls zugänglich gemacht wird, die ebenfalls ihr Geld wie der Besteller anlegen und 
dadurch einen Schaden erleiden. Andernfalls  würde das Haftungsrisiko mit jedem 
hinzukommenden Dritten proportional ansteigen. Ein Gutachter, der ein Wertgutachten 
für eine Eigentumswohnung erstellt, sollte nicht für Schäden haften, die entstehen, wenn 
auf Basis dieses Gutachtens zusätzlich eine benachbarte Eigentumswohnung gekauft 
wird, die den gleichen Wert hat. Dies gilt selbst dann, wenn der Kauf vom Besteller 
getätigt wurde. Alle Verträge, die über das Transaktionsvolumen hinausgehen, für 
welches die Expertise erstellt wurde, werden von der (quasi-) vertraglichen Haftung für 
fahrlässig fehlerhaft erstellte Gutachten nach dieser Konzeption nicht erfasst. 
Andernfalls würden die Risiken und damit die Kosten des Gutachtens in einer Weise 
ausgeweitet werden, die der Zahlungsbereitschaft des Bestellers  gar nicht entspricht. 
Derjenige Anteil am Preis des Gutachtens, der den Haftungskosten entspricht, würde in 
die Höhe getrieben und die Dritten würden als „Freerider“ oder „Trittbrettfahrer“ vom 
Besteller quersubventioniert werden. Die Gutachten würden überteuert und es würden 
daher weniger von ihnen nachgefragt, als es dem tatsächlichen Bedarf und der 
Zahlungsbereitschaft der Besteller entspricht. Bei der hier vorgeschlagenen Lösung 
gehen dagegen die im Preis der Leistung enthaltenen Sorgfalts- und Haftungskosten 
nicht über das hinaus, was ein Besteller, den das volle Risiko einer durch das Gutachten 
ausgelösten Fehlentscheidung trifft, zu finanzieren bereit wäre. 
 
ff) Rechtsdogmatische Einordnung 
 
Unter den hier dargelegten Voraussetzungen lässt sich eine D ritthaftung des Experten 
mit dem rechtsdogmatischen Ansatz einer Haftung aus einem Vertrag mit 
Schutzwirkung für Dritte vereinbaren. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Interessen des 
Bestellers und jene des Dritten nicht gegenläufig sind. Es gilt z.B., wenn der Besteller 
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eine Ressource zusammen mit einem Dritten kauft, wenn ein Dritter die Ressource 
allein erwirbt oder wenn der Besteller das Gutachten nutzt, um sowohl sich selbst als 
auch einen Kreditgeber über den Wert der Ressource zu informieren. Problematisch ist 
jedoch in derartigen Fällen der Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte, wenn die 
Interessen des Bestellers von Anfang an zu jenen des Dritten gegenläufig sind, wenn 
nicht der Erwerber, sondern der Eigentümer der Ressource das Gutachten bestellt,  um 
einen Kredit aufnehmen zu können. Plausibler erscheint hier die Anknüpfung an 
Vorschläge, die von  K.J. Hopt und  H. Hirte unterbreitet wurden
39. Kernpunkt ihrer 
Überlegungen ist, dass das berufliche Auftreten des Experten am Markt zur 
Entwicklung besonderer Rechtsregeln führt, die den Kreis der geschützten Personen 
gegenüber dem Vertragsrecht und selbst dem Quasivertragsrecht ausweiten. Die von 
K.J. Hopt und  H. Hirte vorgestellte Konzeption vermeidet eine Einordnung als 
vertraglich oder deliktisch. Sie könnte als quasideliktisch und Erweiterung der 
allgemeinen Vertrauenshaftung bezeichnet werden
40. 
 
b)  Der Besteller handelt als „Agent“ des Dritten und erhöht dadurch das 
Haftungsrisiko gegenüber einer Situation, in der er allein der Geschädigte wäre 
 
Wir gehen jetzt zu jenen Fällen über, in denen die Ausweitung der Haftung auf Dritte 
das Haftungsrisiko nicht unverändert lässt, sondern erhöht. Oft werden Wertgutachten 
für eine Ressource nicht vom potentiellen Erwerber, sondern vom verkaufswilligen 
Eigentümer bestellt, der sich und den potentiellen Käufer informieren und ein Geschäft 
anbahnen will. In derartigen Fällen greift das Kriterium des unveränderten 
Haftungsrisikos als Voraussetzung für die Dritthaftung nicht. Gegenüber dem Besteller 
besteht auf Seiten des Gutachters ein anderes Risiko als gegenüber dem Dritten und das 
Hinzutreten des Dritten erhöht das Haftungsrisiko von Anfang an. 
 
Wenn jemand beispielsweise seine soeben geerbte wertvolle Briefmarkensammlung als 
Information für sich selbst und für den potentiellen Erwerber schätzen lässt um sie zu 
                                                                 
39 K.J. Hopt, Nichtvertragliche außerhalb von Schadens- und Bereicherungsausgleich. – Zur Theorie und 
Dogmatik des Berufsrechts und der Berufshaftung AcP 183 (1983), S. 608-720, H. Hirte (Fn. 23), S. 386 
ff., insbes. S. 394 ff. 
40 C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 219; A. Baumbach/K.J. Hopt, Handelsgesetzbuch, 29. Auflage, 1995, § 347 
RdNr. 22. 
22 German Working Papers in Law and Economics Vol. 2000,  Paper 6
http://www.bepress.com/gwp/default/vol2000/iss1/art623 
   
verkaufen, so besteht ein Schadenspotential in zweifacher Hinsicht, dass nämlich vom 
Gutachter ihr Wert unterschätzt wird, was für den Eigentümer einen Schaden auslösen 
kann, wenn er sie zu billig verkauft, oder dass sie zum Schaden des Käufers überschätzt 
wird. Die Abwehr der Überbewertung, liegt lediglich im Interesse des  – möglicherweise 
noch unbekannten  – Dritten nicht aber ohne weiteres im Interesse des Bestellers, der 
einen guten Preis erzielen will. 
 
Man k ann davon ausgehen, dass der Eigentümer eine Zahlungsbereitschaft hat, den ihm 
drohenden Schaden (der Unterbewertung) ersetzt zu bekommen. Wie steht es aber mit 
der Zahlungsbereitschaft für das Risiko der Überbewertung? Diese kann nicht ohne 
weiteres unterstellt werden. Folglich kann auch kein stillschweigender Vertrag des 
Bestellers mit dem Gutachter zur Übernahme dieses Risikos angenommen werden. Es 
entspricht nicht dem Interesse des Eigentümers, den Gutachter für die Übernahme des 
Haftungsrisikos gegenüber dem Dritten zu bezahlen. Damit würde nämlich dem 
Gutachter jeder Anreiz genommen, die Ressource, die verkauft werden soll, möglichst 
hoch zu bewerten. Letzteres liegt aber oft im Interesse des Bestellers
41. 
Entscheidend ist hier vielmehr aus ökonomischer Sicht, dass der Eigentümer, wenn er 
dem Kaufinteressenten das Wertgutachten vorlegt, auch in dessen Interesse handeln 
sollte, obwohl seine eigenen Interessen entgegengesetzt sind. Er handelt in der 
Terminologie der Prinzipal-Agenten-Theorie als Agent des  Kaufinteressenten und hilft 
diesem, eine für ihn vorteilhafte Transaktion durchzuführen. In einem solchen Fall der 
Geschäftsanbahnung mit Hilfe des Gutachtens muss sich aber der Erwerber auf die 
Expertise verlassen können. Die Rechtsordnung sollte entsprechende Anreize dazu 
vermitteln. Sonst führt der Konflikt des Eigentümers zwischen seinem eigenen Interesse 
an einem möglichst hohen und dem des Erwerbers an einem möglichst niedrigen 
Kaufpreis zu einer haftungsrechtlichen Schieflage. Würde nämlich der Gutachter nur für 
die fehlerhafte Unterbewertung einer Ressource haften, nicht aber für die fehlerhafte 
Überbewertung, so entstünden für ihn Anreize, statt einer präzisen Wertermittlung die 
Bewertungsspielräume einseitig im Interesse des Bestellers zu nutzen, d er ihm diesen 
Gutachtenauftrag verschafft hat und ihn bezahlt. Es entstünde eine Tendenz zur 
                                                                 
41 Man könnte hier einwenden, der Verkäufer verliere seine Reputation, wenn er ein Interesse an der 
Überwertung zeige. Dies trifft zu. Aber Schutzregeln sollen gerade anonyme und reputationslose Märkte 
regulieren. 
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gutachterlichen Überbewertung. Dieser Tendenz zum illoyalen oder gar 
opportunistischen Verhalten des Gutachters kann durch Ausweitung der Haftung 
gegenüber dem Erwerber entgegengetreten werden. 
 
Wesentlich ist auch, dass diese Regel nicht abdingbar sein darf, weil sie dem 
mutmaßlichen Willen des Bestellers  – und möglicherweise des Gutachters  – 
widerspricht und der Haftungsausschluss die wirtschaftspolitisch erwünschte 
Schutzwirkung zugunsten des Dritten wieder zerstören kann. Eine 
Haftungsfreizeichnung darf sich nicht auf jene Fälle beziehen, in denen der 
Haftungsausschluss gegenüber Dritten ein wirtschaftlich kontraproduktives 
Zusammenspiel von Gutachter und Besteller ermöglicht. 
 
Andernfalls würde nicht nur unredliches Verhalten ermutigt. Auf längere Sicht würden 
vielmehr derartige vom Eigentümer in Auftrag gegebene Gutachten in den Augen 
potentieller Erwerber wertlos erscheinen. Dadurch bliebe der Markt für Informationen 
intransparent und schlecht reguliert. Er würde erodieren oder würde sich gar nicht erst 
auf das eigentlich notwendige Niveau entwickeln. Obwohl die Erstellung von 
Wertgutachten geeignet ist, ihn transparenter zu gestalten und das Volumen effizienter 
Transaktionen, die zu einem Nutzenzuwachs sowohl für den Käufer wie für den 
Verkäufer führen, zu erhöhen, bliebe der Markt unterentwickelt. 
 
Die Rechtsordnung sollte daher in solchen Fällen dem Gutachter die (quasi-) 
vertragliche Haftung für den Fall der  einfach fahrlässigen Überbewertung zuweisen. 
Dies führt zur Preiserhöhung für die Expertise entsprechend dem Erwartungswert der 
dadurch ausgelösten zusätzlichen Schadensvermeidungs- und Haftungskosten. Dem 
Verkäufer, zugleich der Besteller des Gutachtens,  der auch im Interesse des Erwerbers 
handelt, sind diese Kosten zuzumuten. Denn der Käufer, der Dritte, ist an der Haftung 
und jedenfalls nicht an wertlosen Gefälligkeitsgutachten interessiert. Es entspricht 
zudem in der Regel dem ökonomischen Prinzip, dass Wertgutachten nicht vom 
Erwerber, sondern vom Eigentümer bestellt werden. Ist dessen Gutachten nämlich 
zuverlässig, braucht es wegen seiner Eigenschaft als öffentliches Gut nur einmal 
angefertigt und kann dann von jedem Kaufinteressenten genutzt werden. S ind dagegen 
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die von den Eigentümern vorgelegten Gutachten notorisch unzuverlässig, werden die 
Erwerber, jeder für sich, entsprechende Gutachten herstellen lassen, eine vermeidbare 
Kostenvervielfachung. In einem Markt, in dem derartige Expertisen üblich sind, werden 
deren Kosten zudem Teil des Preises einer Ressource und damit letztlich vom Erwerber 
getragen, dessen Schutz die (quasi-) vertragliche Dritthaftung bezweckt. 
 
Dieses Kriterium einer (quasi-) vertraglichen Dritthaftung auch für jene Fälle, in denen 
diese das Haftungsrisiko des Gutachters erhöht, setzt voraus, dass der Experte weiß oder 
wissen muss, für welchen Zweck das Wertgutachten eingesetzt wird. Andernfalls kann 
er sein Haftungsrisiko und den Preis der Expertise nicht zutreffend berechnen. 
 
Damit ist eine zweite Grenze zwischen deliktischer und (quasi-) vertraglicher 
Dritthaftung gezogen. Die (quasi-) vertragliche Dritthaftung für fahrlässig fehlerhaft 
erstellte Gutachten ist demnach, neben der bereits genannten Variante, auch dann 
geboten, wenn der Besteller nicht nur für sich, sondern erkennbar auch im Interesse 
eines Dritten handelt, bei dem ein Risikopotential besteht, das zu jenem des Bestellers 
hinzutritt.  
Unter den hier dargelegten Voraussetzungen der Gegenläufigkeit der Interessen 
zwischen Besteller und Dritten und der daraus resultierenden Gefahr eines 
Gefälligkeitsgutachtens, der es durch Auferlegung der Dritthaftung zu begegnen gilt, 
lässt sich eine Dritthaftung des Experten mit dem von  C.-W. Canaris begründeten 
rechtsdogmatischen Ansatz einer Haftung aus einem Vertrauenstatbestand auf 
Grundlage der CiC am ehesten vereinbaren. Die daraus resultierende 
Haftungsrisikoerhöhung, welche der Experte auf den Gutachtenpreis umlegen würde, 
spricht jedenfalls gegen eine Auslegung des Auskunftsvertrages zwischen Experten und 
Besteller als einer mit Schutzwirkung für Dritte.  
 
c) Ökonomische Betrachtung des Konsulfalls 
 
Offensichtlich ist im Konsulfall jeweils eines der beiden beschriebenen ökonomischen 
Kriterien einer (quasi-) vertraglichen Dritthaftung gegeben. Es ging im Konsulfall um 
die Finanzierung eines Feriendorfprojektes auf dem zu begutachtenden Grundstück der 
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Firma P. Sollte es sich bei dieser um einen gegenüber der klagenden Bank loyalen, die 
berechtigten Interessen der Bank mitberücksichtigenden Darlehensnehmer gehandelt 
haben, so wäre sie sowohl als Bestellerin des Gutachtens als auch die klagende Bank an 
einem Schutz vor einer Überwertung des Grundstückskomplexes interessiert gewesen. 
Die für diesen Schutz mittels Haftungsübernahme durch den Gutachter entstandenen 
Kosten hätte im Preis des Gutachtens die Firma P getragen. Sie wäre an einer Haftung 
auch interessiert, um weitere Prüfkosten durch ihre Bank einzusparen. 
Sollte es sich dagegen bei der Firma P im Konsulfall um einen illoyalen 
Darlehensnehmer gehandelt haben, was nach dem Sachverhalt nicht auszuschließen ist, 
d.h. diese nur daran interessiert gewesen war, an einen möglichst hohen 
Darlehensbetrag zu gelangen, so stünden sich die Interessen der Firma P und der 
klagenden Bank konträr gegenüber. Während die Bank einen Schutz vor der 
Überbewertung des Grundstückes durch den Gutachter begehren würde, käme der 
Firma P eine solche Überbewertung gerade gelegen. Aus einer (quasi-) vertraglichen 
Dritthaftung für Schäden aus einer Überbewertung gegenüber der Bank ergäbe sich ein 
zusätzliches Haftungsrisiko, für welches der Besteller nicht bereit wäre zu zahlen. 
Würde man allerdings aus diesem Grund eine (quasi-) vertragliche Dritthaftung 
ablehnen, so würde man dadurch einen Anreiz für die Erstellung eines 
Gefälligkeitsgutachtens zugunsten der Firma P setzen. Um dieses auch aus 
ökonomischer Sicht unerwünschte Ergebnis zu vermeiden, sollte dem Gutachter die 
(quasi-) vertragliche Dritthaftung auferlegt werden. Er würde die Kosten des 
gesteigerten Haftungsrisikos auf den Gutachtenpreis umlegen. Dies mag zwar dem 
Willen des Bestellers entgegenstehen, gleichwohl verbessert es den Markt für 
Gutachten, wenn man ihm diese erhöhten Kosten auferlegt. 
 
V. Deliktische Haftung 
 
Werden die soeben dargestellten Abgrenzungskriterien für eine (quasi-) vertragliche 
Dritthaftung nicht erfüllt, kommt noch die deliktische Haftung des Gutachters 
gegenüber jedermann in Betracht. Es wird zunächst überlegt, inwieweit sich 
Voraussetzungen und Umfang des deliktsrechtlichen Schutzes gegen Fehlinformationen 
aus ökonomischer Sicht von denen des vertraglichen gegenüber dem Besteller und 
(quasi-) vertraglichen Schutzes gegenüber den Dritten unterscheiden. 
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Paradigmatisch für diese Fälle ist eine fehlerhafte Auskunft über die Kreditwürdigkeit 
eines Geschäftsmanns, die an Dritte weitergegeben wird oder eine Anlageempfehlung, 
die ebenfalls von einem Dritten genutzt wird. 
 
1.  Eigenfinanzierung des vertragsrechtlichen Schutzes gegenüber 
Fremdfinanzierung des deliktsrechtlichen Schutzes  
 
Die zusätzlichen, über die vertraglichen und (quasi-) vertraglichen Haftungskosten zu 
erwartenden rein deliktischen Haftungskosten wälzt der Gutachter stets auf den Preis 
ab
42. Der Besteller trägt somit diese Zusatzkosten im Preis des Gutachtens. Es stellt sich 
die Frage, ob bei der rein deliktischen Haftung für Expertisen die gleichen Maßstäbe 
anzulegen sind wie etwa bei der Produzentenhaftung, der Haftung für fehlerhafte 
Angaben in Beipackzetteln von Medikamenten oder medizinischen Handbüchern, und 
wo gegebenenfalls die Unterschiede liegen. 
 
Bei der (quasi-) vertraglichen Haftung geht es aus ökonomischer Sicht darum, ob die 
geschützten Personenkreise den haftungsrechtlichen Schutz letztlich auf eigene Kosten 
erhalten. Sie greift, wo diese Äquivalenz von haftungsrechtlichem Schutz und Zahlung 
für eben diesen Schutz besteht. Wo diese nicht existiert, müssen andere Überlegungen 
zum Schutz Dritter angestellt werden.  
 
Beim deliktischen Schutz geht es somit darum, Schäden abzuwehren, die insgesamt bei 
Dritten entstehen, ohne dass diese direkt oder indirekt an den Kosten der Haftung 
beteiligt sind. Die im Verkehr erforderliche Sorgfalt muss sich somit an den insgesamt 
bei diesen Dritten zu erwartenden Ressourcenschäden orientieren. Können hier die 
gleichen Überlegungen angestellt werden, wie sie etwa für Verkehrssicherungspflichten 
angestellt werden? Die Frage muss teilweise verneint werden, weil der 
Ressourcenschaden, der bei den Deliktsgläubigern entsteht, nicht gleich ist mit dem 
                                                                 
42 In einem Konkurrenzmarkt ist der langfristige Gleichgewichtspreis gleich den langfristigen 
Grenzkosten. Steigen diese für jedes Unternehmen auf dem Markt an - etwa durch Zuweisung der Kosten 
durch die Rechtsordnung - muss der Preis im Gleichgewicht die Kostensteigerung voll enthalten. Wie 
stark der Preis dadurch ansteigt, hängt von der Nachfrageelastizität sowie der Angebotselastizität auf dem 
Markt ab. 
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Schaden, den die Geschädigten im Prozess geltend machen. Er kann erheblich 
abweichen und ist in der Regel aus zwei Gründen niedriger: 
 
a) Die Dritten nutzen die Informationen des Wertgutachtens kostenlos und erzielen 
dadurch einen von ihnen nicht finanzierten Vorteil, der gegenüber den S chäden, die sie 
erleiden können, mit zu berücksichtigen ist.  
 
b) Die Transaktionen der Geschädigten führen bei anderen Dritten zu Gewinnen 
(Umverteilungsschäden). 
 
2.  Nutzen und Schäden der Dritten  
 
Jene, die kostenlos eine Expertise nutzen, zahlen nichts f ür dieses öffentliche Gut, 
genießen aber dessen Vorteile. Diesen Vorteilen stehen Schäden gegenüber. Beide 
Größen sind zu saldieren, wenn die im Verkehr erforderliche Sorgfalt gegenüber 
jedermann festgelegt wird. Dies gilt zunächst unabhängig davon, ob es  sich bei den 
Schäden um Ressourcenschäden oder um rein finanzielle Schäden handelt. Bei einer 
Jedermannhaftung müssen die Gesamtwirkungen der Information für die 
Rechtsgemeinschaft im Auge behalten werden. Dies gilt für den kostenlosen Nutzen 
ebenso wie für die Schäden. So mag es fehlerhafte Expertisen geben, die für einige 
nützlich und für andere schädlich sind. Andere mögen für alle Nutzer schädlich sein. 
Bei Festlegung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt sollte diese sich aber an den 
Nettoschäden eines fehlerhaften Gutachtens orientieren, an dessen Gesamtwirkungen 
für Dritte. Diese ist niedriger als bei einer Orientierung an den Schäden der 
Geschädigten. 
 
3. Umverteilungsschäden und Ressourcenschäden bei primären 
Vermögensschäden, die Notwendigkeit einer Saldierung und 
Lösungsmöglichkeiten 
 
Übernimmt der Geschädigte nicht selbst die Kosten seines Schutzes, geht es somit 
darum, Schäden für jedermann zu vermeiden, so ist es für die Ermittlung des 
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Gesamtschadens, an dem sich die im Verkehr erforderliche Sorgfalt auszurichten hat, 
notwendig, von diesen jene Schäden in Abzug zu bringen, die lediglich in einer 
Umverteilung bestehen, also in einem Gewinn für eine Person und einem gleich großen 
Verlust für eine andere Person. Streng genommen müssten sich die Gewinner beim 
Gutachter melden und ihre durch das fehlerhafte Gutachten bewirkten Gewinne als 
Vorteilsausgleich an ihn auskehren. Tatsächlich werden sich aber nur die Geschädigten 
bei ihm melden. Daher muss diese Saldierung bzw. die durch sie ausgelöste 
Steuerungswirkung durch die Rechtsordnung selbst vorgenommen werden. 
 
In der rechtsökonomischen Literatur ist die Notwendigkeit dieser Saldierung in einem 
grundlegenden Aufsatz von  W.  Bishop
43 ausführlich dargestellt worden. Bei den sog. 
„pure financial losses“  würde eine normale Fahrlässigkeitshaftung, wie sie im 
Vertragsrecht üblich ist, zur übermäßigen Abschreckung führen, dann nämlich, wenn 
sich der Fahrlässigkeitsmaßstab am erwarteten Schaden des Geschädigten, und nicht am 
aufsaldierten gesamtgesellschaftlichen Schaden ausrichtet. Die Rechtsordnung hat 
verschiedene Möglichkeiten, um auf dieses Problem zu reagieren. Stets geht es dabei 
darum, Anreize zu übermäßiger Sorgfalt zu reduzieren.  
 
a) Nichtersatz der reinen Vermögensschäden 
 
Die Rechtsordnung könnte d ie Haftung für reine Vermögensschäden gänzlich 
ausschließen. Diesen Vorschlag hat  W.  Bishop
44 in Anlehnung an das angelsächsische 
Recht unterbreitet. Dies ist eine angemessene Lösung, wenn die Ressourcenschäden im 
Verhältnis zu den reinen Umverteilungsschäden trivial niedrig sind. Dieser Vorschlag 
hat zudem den Vorteil der leichten Handhabung, weil eine vom Gericht klar erkennbare 
Linie zwischen den ersatzfähigen und nicht ersatzfähigen Schäden gezogen wird. Er ist 
jedoch keine sinnvolle Haftungsregel bei Schäden, die durch fahrlässige 
Expertenauskünfte verursacht werden. Denn häufig werden im Vertrauen auf die 
Richtigkeit derartiger Expertisen Entscheidungen getroffen, die auch zu einem 
erheblichen Ressourcenschaden führen.  
                                                                 
43 (Fn. 8), S. 1 ff.; vgl. dazu auch:  V. Goldberg (Fn. 8), S. 249 ff.; I. Gilead (Fn. 8), S. 589 ff., H.–B. 
Schäfer / C. Ott (Fn. 8), S. 271 ff. 
44 (Fn. 8) S. 1 ff. 
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b) Ersatzfähigkeit nur eines Teils des Schadens 
 
Eine zweite Möglichkeit, auf den Unterschied zwischen reinen Umverteilungsschäden 
und Ressourcenschäden zu reagieren, wäre eine Teilentschädigung des Dritten. Eine aus 
ökonomischer Sicht sinnvolle Haftungsbeschränkung könnte z.B. darin bestehen, dass 
der Geschädigte lediglich eine Quote der Schäden ersetzt bekommt, nämlich jenen Teil, 
der auf einen Ressourcenschaden zurückzuführen ist, während er in Bezug auf die 
reinen Umverteilungsschäden leer ausginge. Dieser Gedanke ist insbesondere von  I. 
Gilead in die Diskussion eingebracht worden. Dieser schlägt vor, bei reinen 
Vermögensschäden lediglich die Ressourcenschäden zu ersetzen, die 
Umverteilungsschäden dagegen unkompensiert zu lassen
45. Das Gericht müsste dann in 
jedem Einzelfall schätzen, w ie sich beim Geschädigten das Verhältnis dieser beiden 
Schadenskomponenten darstellt. Es ist allerdings fraglich, ob die dafür notwendigen 
Informationen in einem Gerichtsverfahren beschafft und verarbeitet werden können und 
ob diese Lösung nicht zu kompliziert ist. Abgesehen davon könnte eine solche Form der 
Haftungsbeschränkung im deutschen Deliktsrecht nicht durch die Rechtsprechung, 
sondern nur durch den Gesetzgeber herbeigeführt werden. 
 
c) Absenkung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
 
Eine dritte M öglichkeit zur Vermeidung übermäßigen Vorsorgeaufwandes besteht 
darin, dass die Haftung zwar den vollen Schaden umfasst, der Sorgfaltsmaßstab aber 
abgesenkt wird und sich nur am Maß der gesellschaftlich drohenden (saldierten) 
Schäden orientiert, nicht dagegen an den höheren Schäden des Geschädigten. Der 
Sorgfaltsmaßstab wäre also wesentlich geringer als bei einfacher Fahrlässigkeit. Könnte 
man diesen Fahrlässigkeitsmaßstab so präzise definieren, dass der Schädiger ex ante 
genau jenes Maß an Sorgfalt kennt oder kennen kann, das ihn von der Haftung entlastet, 
so würde trotz der im Haftungsfall immer noch bestehenden Übermaßhaftung eine 
übermäßige Abschreckung gleichwohl vermieden. Der Schädiger bräuchte dann 
                                                                 
45 (Fn. 8), S. 606 ff. 
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lediglich diese Sorgfalt auszuüben, um von der deliktischen Haftung und damit auch 
von der Übermaßhaftung für einen unübersehbaren Personenkreis freizukommen.  
Die Übermaßhaftung würde unter dieser Voraussetzung keinen Anreiz vermitteln, zu 
viel an Vermeidungsaufwand zu betreiben, sondern wäre lediglich ein zusätzlicher 
Ansporn, das vorgeschriebene Sorgfaltsniveau gegenüber jedermann peinlich genau 
einzuhalten. 
 
Dieses Ziel wird im deutschen Recht durch die Tatbestandsvoraussetzungen des § 826 
BGB im Grundsatz erfüllt. Denn der Sorgfaltsmaßstab ist erstens g egenüber dem 
normalen Fahrlässigkeitsmaßstab stark herabgesetzt und es ist zweitens 
selbstverständlich leichter zu erkennen, worin eine vorsätzliche, sittenwidrige 
Schädigung besteht, als zu erkennen, wann einfache Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Allerdings scheint es, dass diese Tatbestandsvoraussetzung wiederum zu wenig 
Abschreckung vermittelt und demgemäss ein zu geringes Sorgfaltsniveau jedenfalls 
dann erzeugt, wenn die Ressourcenschäden nicht vernachlässigbar klein sind und die 
Expertise ein erhebliches Schadenspotential gegenüber Dritten enthält. Dies muss 
typischerweise bei Informationen über den Wert von Ressourcen angenommen werden. 
Denn die Fehlinformationen führen auch zu Effizienzverlusten bei der Nutzung von 
Ressourcen, nicht nur zu Umverteilungen. Ein weitgehender Verzicht auf deliktische 
Haftung würde daher falsche Anreize setzen. Gutachter, Vermögensberater oder 
Anlageberater legen zuweilen eine Sorglosigkeit an den Tag legen, die offensichtliche 
und klar definierten Regeln ihres Berufsstandes verletzt
46. Das deutsche Deliktsrecht 
vermittelt keine Anreize, diese einzuhalten, solange die Vorschrift des § 826 BGB eng 
ausgelegt wird. 
Abhilfe würde allerdings die Haftung für offenkundige Fahrlässigkeit bzw. für bewusste 
Fahrlässigkeit herbeiführen. Bei bewusster Fahrlässigkeit weiß der Schädiger, wenn er 
seine Sorgfaltsaufwendungen festlegt, ziemlich genau, dass er die rote Linie 
überschritten hat. Dies wäre z.B. bei illoyalem Verhalten durch sog. 
Gefälligkeitsgutachten stets der Fall. In anderen Fällen muss es offensichtlich sein, dass 
anerkannte berufliche Standards bei der Erstellung der Expertise grob verletzt wurden.  
                                                                 
46 Vgl. auch C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 214 f.; R. Damm (Fn. 2), S. 383. 
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Die Rechtsprechung ist diesen Weg gegangen und hat aus einer besonderen 
Leichtfertigkeit des Gutachters sowohl auf die i.R.d. § 826 BGB  erforderliche 
Sittenwidrigkeit als auch auf den bedingten Vorsatz seines Verhaltens geschlossen
47. 
Somit genügt nach geltender Rechtsprechung die bewusste Hinnahme der Schädigung 
durch den Gutachter als Kriterium für Vorsatz und Sittenwidrigkeit und löst somit die 
Haftung des Experten gegenüber Dritten aus
48. Durch diese Reduktion der 
Haftungsvoraussetzungen ist, wie  H. Hirte und  R. Damm
49 festgestellt haben, die 
Haftung von Fachleuten zu einer Hauptfallgruppe des § 826 BGB geworden. Dies gilt 
für Auskünfte eines Anwalts ebenso wie für Kreditauskünfte, Gutachten von 
Wirtschaftsprüfern und Testatserteilung durch Steuerberater. Eine solche Regel kann 
effizienten Anreiz allerdings nur auslösen, wenn die so definierte Pflichtverletzung eine 
für den Schädiger ex ante, d.h. zu dem Zeitpunkt seiner Entscheidung über die Höhe der 
Sorgfaltsaufwendungen eine klare Trennlinie zwischen rechtmäßigem und 
unrechtmäßigem Verhalten zieht. Bei einem unklaren Verhaltensstandard würde 
nämlich die  – aus gesellschaftlicher Sicht  – Übermaßhaftung wiederum Anreize 
vermitteln, ein möglicherweise unnütz hohes Sorgfaltsniveau zu wählen, weil der 
Schädiger wegen der unklaren Haftungslage auf der sicheren Seite stehen will und seine 
Sorgfaltsaufwendungen übermäßig hochschraubt. 
 
Die mit der  höchstrichterlichen Interpretation des § 826 BGB verbundene Dehnung des 
Begriffs „vorsätzliche sittenwidrige Schädigung“ ist in der rechtswissenschaftlichen 
Literatur nicht nur mit Zustimmung aufgenommen worden. Die Kritik reicht vom 
Vorwurf einer Rechtsprechung contra legem
50 und einer Denaturierung der 
Vorsatzhaftung
51 bis zu versicherungsrechtlichen Bedenken (Verlust etwaiger 
Haftpflichtversicherungsansprüche gem. § 152 VVG)
52. Dem kann hier nicht 
nachgegangen werden. Bemerkenswert ist allerdings, dass eine Haftung gegenüber 
jedermann, die im Gegensatz zur vertraglichen Haftung auf bewusste Fahrlässigkeit 
                                                                 
47 BGH WM 1975, 559, 560; BGH NJW 1991, 3282, 3283 = WM 1991, 2034 ff.; vgl. auch  C.-W. 
Canaris (Fn. 2), S. 214 f.;  R. Damm (Fn. 2), S. 383;  J.  Oechsler in  Staudinger, Kommentar zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch, Zweites Buch, Recht der Schuldverhältnisse, §§ 826  – 829, 
Produkthaftungsgesetz, 13. Auflage 1998, § 826, RdNr. 217. 
48 J. Oechsler in Staudinger (Fn. 46), § 826, RdNr. 82 ff. 
49 (Fn. 2), S. 383; (Fn. 23). 
50 C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 214. 
51 K.J. Hopt (Fn. 38), S. 633. 
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oder bewusst leichtfertiges Verhalten beschränkt ist, eine Stütze in ökonomischen 
Erwägungen findet.  
 
Wenn somit ein Experte ein Gutachten über den Wert e ines Reihenhauses erstellt, so 
haftet er nach dieser Vorstellung gegenüber einem Dritten, der aufgrund dieses 
Gutachtens ein gleichwertiges Nachbarhaus kauft, für welches das Gutachten gar nicht 
bestimmt war, wenn der Fehler sich auch auf das Nachbarhaus b ezieht. Aktionäre 
müssten danach generell einen Anspruch gegen Wirtschaftsprüfer haben, wenn sie einen 
Verlust dadurch erleiden, dass die Aktien an der Börse aufgrund des falschen Testats zu 
hoch gehandelt wurden
53. Eine Bank, die einem Anleger eine fehlerhafte Expertise 
erstellt, die von einem unbekannten Dritten genutzt wird, haftet für den vollen Schaden 
des Dritten. Das gleiche gilt für Börsentipps oder Anlageempfehlungen in Zeitschriften, 
gleichgültig, ob der Leser diese Zeitung gekauft hat
54. Der ständig sich ausweitende 
Handel mit Informationen macht es einerseits notwendig diesen haftungsrechtlich in der 
gleichen Weise zu regulieren wie den Transport gefährlicher Stoffe oder die Herstellung 
brennbarer und explosiver Chemikalien. Andererseits können auf die haftungsrechtliche 
Informationsregulierung nicht die gleichen Maßstäbe beim Verschulden angesetzt 
werden. Würde man das Ausmaß der drohenden Schäden der Geschädigten zum 
Maßstab machen, so würden die darin mitenthaltenden reinen Umverteilungsschäden 
und der darin nicht enthaltene kostenlose Nutzen der Informationen die 
Sorgfaltsaufwendungen ganz unnütz in die Höhe treiben und die 
Informationsgenerierung verhindern. Das Argument „Haftungskeule“ wäre voll 
gerechtfertigt. Daher kommt nur ein wesentlich reduzierter Sorgfaltsmaßstab (bewusste 
Fahrlässigkeit, grobe Fahrlässigkeit) in Betracht. 
Dieser Vorschlag setzt sich möglicherweise dem Einwand aus, die haftungsrechtliche 
Behandlung fehlerhafter Informationen müsse sich von jener fehlerhafter Waren 
grundsätzlich unterscheiden, da letztere ihrer Natur nach zirkulieren und auch 
zirkulieren sollen, Informationen jedoch nicht. Argumentative Anleihen aus der 
                                                                                                                                                                                              
52 C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 214. 
53 Der Frage, ob den Aktionären in derartigen Fällen auch ein (quasi-) vertraglicher Anspruch eingeräumt 
werden sollte und welchen Umfang dieser haben sollte, kann hier nicht nachgegangen werden. Die 
Antwort hängt davon ab, ob es in deren Interesse ist, die dadurch steigenden Kosten, die sich gewinn- und 
dividendenmindernd auswirken würde, zu tragen.  
54 Vgl. hierzu BGHZ 74, 103 = NJW 1979, 1449 ff. 
33 Schaefer: Haftung für fehlerhafte
Produced by bepress.com, 201134 
   
Produzentenhaftung seien daher abzulehnen. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass 
Informationen ebenso nutzenstiftende Güter wie Waren sind. Sie werden produziert, 
gekauft und verkauft. Wer sie kommerziell in Verkehr bringt, kann riesige Schäden 
verursachen, unabhängig davon, ob es sich um eine Information oder um eine 
herkömmliche Ware handelt. Eine ontologische Verschiedenheit von Waren und 
Informationen ist daher nicht erkennbar. Im Zeitalter der Information ist vielmehr 
empfehlenswert, kommerziell produzierte und in Verkehr gebrachte Informationen aus 
der gleichen Perspektive zu betrachten wie andere Güter
55. Der wesentliche Unterschied 
zwischen Waren und Informationen besteht lediglich, wie bereits dargelegt darin, dass 
Fehlinformationen anders als fehlerhafte Waren nicht nur zu Ressourcenschäden, 
sondern auch zu reinen Umverteilungsschäden führen, was bei d er deliktischen Haftung 
Auswirkungen auf die aus wirtschaftspolitischer Sicht optimale Sorgfalt hat.  
 
Auf eine Einschränkung dieses Vorschlags ist jedoch besonders hinzuweisen. Die 
Dehnung des Begriffs der vorsätzlichen sittenwidrigen Schädigung, wie sie  vom BGH 
vorgenommen und hier mit ökonomischen Erwägungen unterstützt wurde, sollte auf die 
Regulierung kommerzieller Informationen beschränkt bleiben. Im nicht kommerziellen 
Bereich sind gänzlich andere Überlegungen anzustellen. Nicht dass hier die adversen 
Effekte fehlerhafter Informationen zu vernachlässigen sind. Das Gegenteil ist der Fall, 
denkt man zum Beispiel an die verheerenden Wirkungen aggressiver Ideologien und 
Mythen. Diese Fehlinformationen können wohl ein Vielfaches jener Schäden 
verursachen,  die im kommerziellen Sektor auch nur denkbar sind. Hier werden aber 
wesentlich komplexere Fragen einschließlich der Meinungsfreiheit aufgeworfen, deren 
Behandlung hier nicht ansteht. Auch kommerziell verwertbare Informationen, die weder 
direkt noch indirekt entgeltlich sind, wie etwa eine Äußerung eines 
Börsensachverständigen auf einer Party sollten nicht von dieser Dehnung der 
Tatbestandsvoraussetzungen des § 826 erfasst werden. Denn eine Haftung könnte nicht 
in Preisen internalisiert werden. Der Haftende  würde direkt und ohne die Möglichkeit 
der Überwälzung von Haftungskosten auf einen Produktpreis getroffen. Dies könnte die 
unerwünschte Wirkung haben, private Kommunikation zu ersticken. 
 
                                                                 
55 Die scheint sich auch in der Rechtswissenschaft durchzusetzen. So plädiert H. Hirte (Fn. 23), S. 418 f., 
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Im Konsulfall hatte der Gutachter unberücksichtigt gelassen, dass das Grundstück nicht 
bebaubar war und anscheinend angenommen, die Baugenehmigung würde erteilt 
werden, obwohl dies sehr ungewiss und letztlich unzutreffend war. Es spricht vieles 
dafür, hier einen Fall von offensichtlicher oder bewusster Fahrlässigkeit anzunehmen. 
Bejaht man dies, müsste aus ökonomischer Sicht der Gutachter ganz unabhängig von 
der Frage haften, ob es Gründe gibt, die eine (quasi-) vertragliche Haftung für einfache 
Fahrlässigkeit nahe legen. Entscheidend ist nach der hier favorisierten Lösung  neben 
dem kommerziellen Charakter des Gutachtens allein die Fehlerhaftigkeit des 
Gutachtens, ihr bewusst fahrlässiges Zustandekommen und die Kausalität des 
Gutachtens für den Schaden des Geschädigten. Die erste und die dritte Voraussetzung 
lagen hier ganz offensichtlich vor.  
 
Nicht näher eingegangen werden soll an dieser Stelle auf den insbesondere auf  K. 
Huber
56, C. v. Bar
57, H.-J. Mertens
58 und G. Brüggemeier
59 zurückgehenden Vorschlag, 
vermögensschützende Verkehrssicherungs- bzw. Berufspflichten als Schutzgesetze 
gem. § 823 Abs. 2 BGB anzusehen, um so eine deliktische Expertenhaftung für reine 
Vermögensschäden rechtsdogmatisch zu begründen. Dieser Vorschlag ist in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur ganz überwiegend auf Ablehnung gestoßen
60. Dem 
ist auch a us ökonomischer Sicht zuzustimmen. Denn anderenfalls würde aus der 
Expertenhaftung gegenüber jedermann stets bereits für Fälle einfach fahrlässigen 
Handelns die Ersatzpflicht folgen. Die Konsequenz wäre Übermaßhaftung, und eine 
übermäßige Verteuerung der G utachten. Es würde die Gutachten aus dem Markt 




                                                                                                                                                                                              
für einen Gleichlauf von Produkthaftung und Haftung für fehlerhafte Informationen. 
56 Festschrift für v. Caemmerer, 1978, S. 359, 377 ff. 
57 Vertrauenshaftung ohne Vertrauen. Zur Prospekthaftung bei der Publikums-KG in der Rechtsprechung 
des BGH, ZGR 1983, 476, 505, 510;  ders., Vertragliche Schadensersatzpflichten ohne Vertrag?, JuS 
1982, 637, 645. 
58 Deliktsrecht und Sonderprivatrecht. Zur Rechtsfortbildung des deliktischen Schutzes von 
Vermögensinteressen, AcP 178 (1978), 227, 248 ff. 
59 Gesellschaftliche Schadensverteilung und Deliktsrecht, AcP 182 (1982), 385, 423. 
60 Vgl. hierzu nur C.-W. Canaris (Fn. 2), S. 214, R. Damm (Fn. 2), S. 382, jeweils mwNachw. 
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Eine Haftung für fehlerhaft erstellte Wertgutachten sollte auf einfacher Fahrlässigkeit 
beruhen, solange entweder der Besteller im eigenen Interesse die Haftungskosten bereits 
finanziert hat oder ihn eine wirtschaftspolitisch begründete Rechtspflicht dazu trifft. 
Diese Bedingung ist bei der Haftung gegenüber dem Besteller ohne weiteres erfüllt. Das 
gleiche gilt, wenn die Ausweitung des geschützten Personenkreises die Haftungskosten 
nicht erhöht, oder wenn der Besteller im Interesse eines Dritten tätig wird, der an dem 
Schutz interessiert ist und diesen letztlich auch im Güterpreis finanziert. Beim Schutz 
von jedermann ist der  insgesamt drohende Ressourcenschaden zu berücksichtigen. 
Dieser ist niedriger als der Schaden der Geschädigten. Dies sollte bei der deliktischen 
Haftung zu einem abgesenkten und vom Gutachter leicht einschätzbaren Sorgfaltsmaß 
führen, dessen Einhaltung ihn sicher von der Haftung befreit. Dies verhindert, dass die 
anderenfalls ausgelöste Übermaßhaftung auch zu übermäßiger Abschreckung führt. 
36 German Working Papers in Law and Economics Vol. 2000,  Paper 6
http://www.bepress.com/gwp/default/vol2000/iss1/art6